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2 9 6 . Protokoll über den Beitritt der Demokratischen Republik Kongo zum Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommen

2 9 7 . Protokoll über den Beitritt Rumäniens zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen
samt Anlagen

2 9 8 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich und dem
Schwedischen Finanzministerium über die Durchführung der Steuerentlastung
bei Dividenden und Zinsen

296.
Nachdem das Protokoll über den Beitritt der Demokratischen Republik Kongo zum Allge-

meinen Zoll- und Handelsabkommen, welches /also lautet:

(Übersetzung)

PROTOKOLL ÜBER DEN
BEITRITT DER

DEMOKRATISCHEN
REPUBLIK KONGO ZUM

ALLGEMEINEN ZOLL-
UND HANDELS-

ABKOMMEN

Die Regierungen, die Ver-
tragsparteien des Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommens
sind (im folgenden als „Ver-
tragsparteien" bzw. als „Allge-
meines Abkommen" bezeichnet),
die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft sowie die Regie-
rung der Demokratischen Repu-
blik Kongo (im folgenden als
„der Kongo" bezeichnet) sind

UNTER BEDACHTNAHME
auf die Ergebnisse der Verhand-
lungen, die auf den Beitritt des
Kongo zum Allgemeinen Ab-
kommen gerichtet waren,

DURCH IHRE VERTRE-
TER wie folgt übereingekom-
men:

Teil I — Allgemeine Bestim-
mungen

1. Der Kongo wird, sobald
dieses Protokoll gemäß Ziffer 7
in Kraft tritt, zu einer Ver-
tragspartei des Allgemeinen Ab-
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kommens im Sinne seines
Art. XXXII und wendet nach
Maßgabe dieses Protokolls das
Allgemeine Abkommen vor-
läufig wie folgt an:

(a) Die Teile I, III und IV des
Allgemeinen Abkommens,
und

(b) Teil II des Allgemeinen
Abkommens im größtmög-
lichen Ausmaß, das mit
seinen am Tage des Da-
tums dieses Protokolls be-
stehenden Rechtsvorschrif-
ten vereinbar ist.

Die Verpflichtungen, die in
Art. I Abs. 1 gemäß einer Be-
zugnahme auf Art. III enthal-
ten sind sowie die Verpflichtun-
gen, die in Art. II Abs. 2 lit. (b)
gemäß einer Bezugnahme auf
Art. VI des Allgemeinen Ab-
kommens enthalten sind, werden
für die Zwecke dieser Ziffer als
zum Teil II gehörig angesehen.

2. (a) Falls in diesem Protokoll
nichts anderes bestimmt ist,
sind die vom Kongo anzuwen-
denden Bestimmungen des All-
gemeinen Abkommens diejeni-
gen, die in dem Text enthalten
sind, welcher der Schlußakte der
zweiten Tagung des Vorberei-
tenden Komitees der Konferenz
der Vereinten Nationen für
Handel und Beschäftigung ange-
schlossen ist, und zwar in der
durch solche Übereinkommen
berichtigten, ergänzten oder auf
andere Weise geänderten Fas-
sung, die am Tage, an dem der
Kongo Vertragspartei wird, in
Kraft stehen.

(b) In den Fällen, in denen
Art. V Abs. 6, Art. VII Abs. 4
lit. (d) und Art. X Abs. 3 lit. (c)
des Allgemeinen Abkommens
auf das Datum jenes Abkom-
mens Bezug nehmen, ist für den
Kongo das Datum dieses Proto-
kolls anzuwenden.

Teil II — Liste der Zollzuge-
ständnisse

3. Die Liste in der Anlage
wird, sobald dieses Protokoll in
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Kraft tritt, zu einer Liste des
Allgemeinen Abkommens für
den Kongo.

4. Sollte der Abschluß gewisser
Verhandlungen nicht zeitgerecht
erfolgen, um deren Ergebnisse
diesem Protokoll bei dessen Auf-
lage zur Unterzeichnung anzu-
schließen, so werden von dem
der Unterzeichnung einer
Niederschrift (Procès-Verbal)
durch die interessierten Parteien
folgenden Tag an alle weiteren
Zugeständnisse, die sich aus
diesen Verhandlungen ergeben,
diesem Protokoll angeschlossen
und dessen Bestimmungen unter-
worfen.

5. (a) In den Fällen, in denen
Art. II Abs. 1 des Allgemeinen
Abkommens auf das Datum
jenes Abkommens Bezug nimmt,
ist das Datum, das hinsichtlich
einer Ware anzuwenden ist, die
den Gegenstand eines Zollzuge-
ständnisses in der diesem Proto-
koll beigeschlossenen Liste bildet,
das Datum dieses Protokolls.

(b) Für die Zwecke des in
Art. II Abs. 6 lit. (a) des All-
gemeinen Abkommens enthalte-
nen Hinweises auf das Datum
jenes Abkommens ist das für die
diesem Protokoll angeschlossene
Liste anzuwendende Datum das
Datum dieses Protokolls.

Teil III — Schlußbestimmungen

6. Dieses Protokoll wird beim
Generaldirektor der VER-
TRAGSPARTEIEN hinterlegt.
Es liegt zur Unterzeichnung
durch den Kongo bis zum Ab-
schluß der 27. Tagung auf. Es
liegt auch zur Unterzeichnung
durch die Vertragsparteien und
die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft auf.
7. Dieses Protokoll tritt am
dreißigsten Tag nach dem Tag
der Unterzeichnung durch den
Kongo in Kraft.

8. Nachdem der Kongo nach
Ziffer 1 dieses Protokolls eine
Vertragspartei des Allgemeinen
Abkommens geworden ist, kann
er dem Allgemeinen Abkommen
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auf Grund der Bestimmungen
dieses Protokolls durch Hinter-
legung einer Beitrittsurkunde
beim Generaldirektor beitreten.
Dieser Beitritt wird an dem
Tag wirksam, an dem das All-
gemeine Abkommen gemäß
Art. XXVI in Kraft tritt oder
am dreißigsten Tag nach dem
Tag der Hinterlegung der Bei-
trittsurkunde, je nachdem,
welcher Zeitpunkt der spätere
ist. Der Beitritt zum Allgemei-
nen Abkommen gemäß dieser
Ziffer wird für die Zwecke des
Art. XXXII Abs. 2 jenes Ab-
kommens als Annahme des
Abkommens gemäß seinem
Art. XXVI Abs. 4 angesehen.

9. Der Kongo kann die vor-
läufige Anwendung des Allge-
meinen Abkommens vor seinem
Beitritt zum Allgemeinen Ab-
kommen gemäß Ziffer 8 zurück-
nehmen; eine derartige Zurück-
nahme wird am sechzigsten Tag
nach dem Tag wirksam, an dem
eine schriftliche Mitteilung
hierüber beim Generaldirektor
einlangt.

10. Der Generaldirektor über-
mittelt unverzüglich eine beglau-
bigte Abschrift dieses Protokolls
und eine Notifikation über jede
Unterzeichnung desselben gemäß
Ziffer 6 an jede Vertragspartei,
an die Europäische Wirtschafts-
gemeinschaft und an den Kongo.

11. Dieses Protokoll wird ge-
mäß Art. 102 der Satzung der
Vereinten Nationen registriert.

GESCHEHEN zu Genf am
elften August neunzehnhundert-
einundsiebzig in einer einzigen
Urschrift in englischer und fran-
zösischer Sprache, wobei beide
Texte authentisch sind, es sei
denn, daß für die dem Protokoll
angeschlossene Liste von Zoll-
zugeständnissen eine anders-
lautende Regelung vorgesehen
ist.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Protokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 24. April 1972

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:

Kreisky

Der Bundesminister für Finanzen:
Androsch

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:

i. V. Staribacher

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:

Staribacher

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Kirchschläger

Die österreichische Ratifikationsurkunde zu vorliegendem Protokoll ist am 26. Juni 1972 beim
GATT-Sekretariat hinterlegt worden; das Protokoll ist von der Demokratischen Republik Kongo
am 11. August 1971 unterzeichnet worden.

Kreisky

297.
Nachdem das Protokoll über den Beitritt Rumäniens zum Allgemeinen Zoll- und Handels-

abkommen samt Anlagen, welches also lautet:

(Übersetzung)

PROTOKOLL
ÜBER DEN BEITRITT
RUMÄNIENS ZUM ALL-
GEMEINEN ZOLL- UND

HANDELSABKOMMEN
Die Regierungen, die Ver-

tragsparteien des Allgemeinen
Zoll- und Handelsabkommens
sind (im folgenden als „Ver-
tragsparteien" beziehungsweise
als „Allgemeines Abkommen"
bezeichnet), die Europäische
Wirtschaftsgemeinschaft sowie
die Regierung der Sozialisti-
schen Republik Rumänien (im
folgenden als „Rumänien" be-
zeichnet) sind,

UNTER BERÜCKSICH-
TIGUNG des Ansuchens Ru-
mäniens vom 22. Juli 1968 um
Beitritt zum Allgemeinen Ab-
kommen
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UNTER BEDACHTNAH-
ME auf das Ergebnis der dies-
bezüglichen Verhandlungen

DURCH IHRE VER-
TRETER wie folgt übereinge-
kommen:

Teil I — Allgemeine Bestim-
mungen

1. Rumänien wird, sobald die-
ses Protokoll gemäß Ziffer 10
in Kraft tritt, zu einer Ver-
tragspartei des Allgemeinen
Abkommens im Sinne seines
Artikels XXXII und wendet
nach Maßgabe dieses Protokolls
das Allgemeine Abkommen ge-
genüber Vertragsparteien vor-
läufig wie folgt an:

a) Die Teile I, III und IV des
Allgemeinen Abkommens,
und

b) Teil II des Allgemeinen
Abkommens im größt-
möglichen Ausmaß, das
mit seinen am Tage des
Datums dieses Protokolls
bestehenden Rechtsvor-
schriften vereinbar ist.

Die Verpflichtungen, die in Ar-
tikel I Abs. 1 des Allgemeinen
Abkommens gemäß einer Be-
zugnahme auf Artikel III ent-
halten sind, sowie die Verpflich-
tungen, die in Artikel II Abs. 2
lit. b gemäß einer Bezugnahme
auf Artikel VI des Allgemeinen
Abkommens enthalten sind,
werden für die Zwecke dieser
Ziffer als zum Teil II gehörig
angesehen.
2. a) Falls in diesem Proto-
koll nichts anderes bestimmt
ist, sind die von Rumänien an-
zuwendenden Bestimmungen
des Allgemeinen Abkommens
diejenigen, die in dem Text
enthalten sind, welcher der
Schlußakte der 2. Tagung des
Vorbereitenden Komitees der
Konferenz der Vereinten Na-
tionen für Handel und Beschäf-
tigung angeschlossen ist, und
zwar in der durch solche Über-
einkommen berichtigten, er-
gänzten oder auf andere Weise
geänderten Fassung, die am
Tage, an dem Rumänien Ver-
tragspartei wird, in Kraft
stehen.
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b) In den Fällen, in denen
Artikel V Abs. 6, Artikel VII
Abs. 4 lit. d und Artikel X
Abs. 3 lit. c des Allgemeinen
Abkommens auf das Datum
jenes Abkommens Bezug neh-
men, ist für Rumänien das
Datum dieses Protokolls anzu-
wenden.

3. a) Vertragsparteien, die
noch Verbote oder mengen-
mäßige Beschränkungen auf-
recht erhalten, die mit Ar-
tikel XIII des Allgemeinen Ab-
kommens nicht vereinbar sind,
werden das diskriminierende
Element dieser Beschränkungen
nicht verstärken und beginnen,
sie allmählich abzubauen, mit
dem Ziel, sie vor Ende 1974
zu beseitigen. Sollte dieses ver-
einbarte Ziel nicht erreicht wer-
den und sollte aus außer-
gewöhnlichen Gründen eine be-
grenzte Anzahl von Beschrän-
kungen ab 1. Jänner 1975 noch
in Kraft stehen, so wird die in
Ziffer 5 vorgesehene Arbeits-
gruppe diese Beschränkungen
im Hinblick auf ihre Beseitigung
prüfen.

b) Mit Inkrafttreten dieses
Protokolles und vor den Kon-
sultationen gemäß nachstehen-
der Ziffer 5 werden Vertrags-
parteien diskriminierende Ver-
bote und mengenmäßige Be-
schränkungen notifizieren, die
zu jenem Zeitpunkt noch auf
Einfuhren aus Rumänien ange-
wendet werden. Solche Notifika-
tionen werden eine Liste der
Waren, die diesen Verboten
und Beschränkunigen unter-
liegen, unter Angabe der Art
der angewendeten Beschränkun-
gen (Einfuhrquoten, Lizenzie-
rungssysteme, Embargos usw.)
als auch des Wertes des Han-
delsaustausches bei den betref-
fenden Waren einschließen; wei-
ters werden die Maßnahmen,
die im Hinblick auf die Besei-
tigung dieser Verbote und Be-
schränkungen gemäß der vor-
stehenden litera gesetzt wurden,
angegeben werden.

c) Die VERTRAGSPAR-
TEIEN werden bei den Kon-
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sultationen gemäß nachste-
hender Ziffer 5 die Maßnah-
men überprüfen, die Vertrags-
parteien gemäß den Bestim-
mungen dieser Ziffer getroffen
haben oder zu treffen beabsich-
tigen und geeignete Empfehlun-
gen erstatten.

4. a) Wird im Handelsverkehr
zwischen Rumänien und Ver-
tragsparteien eine Ware in
derart erhöhten Mengen oder
unter solchen Bedingungen ein-
geführt, daß dadurch den in-
ländischen Erzeugern gleich-
artiger oder unmittelbar kon-
kurrierender Waren ein ernst-
hafter Schaden zugefügt wird
oder zugefügt zu werden droht,
so finden die Bestimmunigen der
lit. b bis e dieser Ziffer An-
wendung.

b) Rumänien oder die be-
treffende Vertragspartei können
um Konsultationen ersuchen.
Jedes derartige Ersuchen wird
den VERTRAGSPARTEIEN
notifiziert. Wenn bei solchen
Konsultationen anerkannt wird,
daß eine Situation gemäß vor-
stehender lit. a besteht, so
werden die Ausfuhren einge-
schränkt oder andere Maßnah-
men getroffen werden, um den
Schaden zu verhüten oder zu
beheben, einschließlich, wenn
möglich, Maßnahmen hinsicht-
lich der Ausfuhrpreise.

c) Sollte bei einer Konsulta-
tion gemäß lit. b ein Über-
einkommen zwischen den be-
troffenen Vertragsparteien nicht
zu erzielen sein, so kann die
Angelegenheit den VER-
TRAGSPARTEIEN vorgelegt
werden, welche die Angelegen-
heit unverzüglich untersuchen
werden und geeignete Empfeh-
lungen an Rumänien oder an
die betreffende Vertragspartei
richten können.

d) Wenn trotz der in vor-
stehenden lit. b und c ge-
nannten Handlungsweise ein
Übereinkommen zwischen den
betroffenen Vertragsparteien
noch nicht erzielt ist, so steht
es der betreffenden Vertrags-
partei frei, die Einfuhren der
betreffenden Ware in dem Aus-
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maß und für so lange einzu-
schränken, als dies notwendig
ist, um den Schaden zu verhüten
oder zu beheben. Der anderen
Partei steht es sodann frei, von
ihren Verpflichtungen gegen-
über der betreffenden Vertrags-
partei hinsichtlich eines im we-
sentlichen gleichwertigen Han-
delsvolumens abzuweichen.

e) In Fällen besonderer
Dringlichkeit, in denen ein Auf-
schub eine schwer gutzu-
machende Schädigung verur-
sachen würde, kann vorläufig
eine solche vorbeugende oder
behebende Maßnahme ohne
vorhergehende Konsultationen
unter der Bedingung getroffen
werden, daß Konsultationen
unmittelbar nach Einleitung
dieser Maßnahme stattfinden.
5. Frühzeitig im zweiten Jahr
nach dem Inkrafttreten dieses
Protokolls und in jedem zwei-
ten Jahr danach oder in jedem
anderen Jahr auf ausdrückliches
Verlangen einer Vertragspartei
oder Rumäniens, werden Kon-
sultationen zwischen Rumänien
und den VERTRAGS-
PARTEIEN im Rahmen einer
Arbeitsgruppe, die zu diesem
Zweck eingesetzt wird, abge-
halten werden, um die Ent-
wicklung des beiderseitigen
Handelsverkehrs sowie Maß-
nahmen zu prüfen, die gemäß
den Bestimmungen dieses Pro-
tokolls getroffen wurden. Diese
Konsultationen werden den im
Anhang A dieses Protokolls auf-
gestellten Richtlinien folgen.
Geeignete Empfehlungen kön-
nen an Rumänien oder an be-
troffene Vertragsparteien ge-
richtet werden.
6. In Übereinstimmung mit
der Vorgangsweise gemäß Zif-
fer 5 oder nicht weniger als
drei Monate vor einer Konsul-
tation gemäß dieser Ziffer kann
eine Vertragspartei Rumänien
oder Rumänien eine Vertrags-
partei um Aufnahme von Kon-
sultationen ersuchen. Jedes der-
artige Ersuchen wird den VER-
TRAGSPARTEIEN mitgeteilt.
Sollte eine solche Konsultation
zu keinem für die Vertrags-
partei oder für Rumänien zu-
friedenstellenden Ergebnis füh-

190
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ren, so kann diese Vertrags-
partei gegenüber Rumänien
oder Rumänien gegenüber dieser
Vertragspartei die Anwendung
von Zugeständnissen oder an-
deren Verpflichtungen aus dem
Allgemeinen Abkommen aus-
setzen, soweit dies für notwen-
dig erachtet wird, und wird
die VERTRAGSPARTEIEN
von jeder solchen Maßnahme
umgehend benachrichtigen.
Über Ersuchen der betreffenden
Vertragspartei oder jeder an-
deren Vertragspartei, welche
ein besonderes Interesse am
Gegenstand der Konsultation
hat, oder über Ersuchen Ru-
mäniens werden die VER-
TRAGSPARTEIEN mit der be-
treffenden Vertragspartei und
mit Rumänien Konsultationen
abhalten. Sollten solche Konsul-
tationen zu keiner Übereinstim-
mung zwischen der Vertrags-
partei und Rumänien führen
und sollte die Vertragspartei
oder Rumänien weiter nach die-
ser Ziffer handeln, so steht es
Rumänien oder der Vertrags-
partei während einer solchen
Maßnahme frei, die Anwen-
dung derartiger Zugeständnisse
oder anderer Verpflichtungen
aus diesem Protokoll gegenüber
dieser Vertragspartei oder ge-
genüber Rumänien in einem
gleichwertigen Ausmaß auszu-
setzen, soweit dies für notwen-
dig erachtet wird.

7. Rumänien behält sich seinen
Standpunkt hinsichtlich der Be-
stimmungen des Artikels XV
Abs. 6 des Allgemeinen Ab-
kommens vor, verpflichtet sich
aber, so lange Rumänien nicht
Mitglied des Internationalen
Währungsfonds ist, in Wäh-
rungsfragen gemäß den Zielen
des Allgemeinen Abkommens
und in voller Übereinstimmung
mit den Prinzipien zu handeln,
die in dem von den VER-
TRAGSPARTEIEN in ihrer
Resolution vom 20. Juni 1949
angenommenen Sonderabkom-
men über den Zahlungsverkehr
enthalten sind. Rumänien wird
den VERTRAGSPARTEIEN
umgehend über jede Maßnahme
berichten, die den VER-



92. Stück — Ausgegeben am 1. August 1972 — Nr. 297 1797

TRAGSPARTEIEN hätte be-
richtet werden müssen, wenn
Rumänien das Sonderabkom-
men über den Zahlungsverkehr
unterzeichnet hätte. Rumänien
wird jederzeit, vorausgesetzt,
daß dies 30 Tage früher ange-
kündigt wird, über Ersuchen
einer Vertragspartei mit den
VERTRAGSPARTEIEN in
Konsultationen eintreten, wenn
diese Vertragspartei der Auf-
fassung ist, daß Rumänien Wäh-
rungsmaßnahmen ergriffen hat,
die eine ins Gewicht fallende
Wirkung auf die Anwendung
der Bestimmungen des Allge-
meinen Abkommens haben
könnten oder mit den Grund-
sätzen und Zielsetzungen des
Sonderabkommens über den
Zahlungsverkehr unvereinbar
ist. Sollten die VERTRAGS-
PARTEIEN bei einer solchen
Konsultation finden, daß Ru-
mänien eine Währungsmaß-
nahme entgegen den Zielen des
Allgemeinen Abkommens er-
griffen hat, so können sie be-
stimmen, daß der gegenwärtige
Vorbehalt nicht mehr anzuwen-
den ist; Rumänien ist daraufhin
an die Bestimmungen des Ar-
tikels XV Abs. 6 des Allge-
meinen Abkommens gebunden.

Teil II — Liste der Zollzuge-
ständnisse

8. Sobald dieses Protokoll in
Kraft tritt, wird die Liste in
der Anlage B zu einer Liste des
Allgemeinen Abkommens für
Rumänien.

Teil III — Schlußbestimmungen

9. Dieses Protokoll wird beim
Generaldirektor der VER-
TRAGSPARTEIEN hinterlegt.
Es liegt zur Unterzeichnung
durch Rumänien bis 31. De-
zember 1971 auf. Es liegt auch
zur Unterzeichnung durch die
Vertragsparteien und die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft
auf.

10. Dieses Protokoll tritt am
dreißigsten Tag nach dem Tage
seiner Unterzeichnung durch
Rumänien in Kraft.

191
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11. Nachdem Rumänien nach
Ziffer 1 dieses Protokolls eine
Vertragspartei des Allgemeinen
Abkommens geworden ist, kann
es dem Allgemeinen Abkom-
men auf Grund der Bestimmun-
gen dieses Protokolls durch
Hinterlegung einer Beitritts-
urkunde beim Generaldirektor
beitreten. Dieser Beitritt wird
an dem Tag wirksam, an dem
das Allgemeine Abkommen
nach Artikel XXVI in Kraft
tritt oder am dreißigsten Tag
nach dem Tag der Hinterlegung
der Beitrittsurkunde, je nach-
dem, welcher Zeitpunkt der
spätere ist. Der Beitritt zum
Allgemeinen Abkommen gemäß
dieser Ziffer wird für die
Zwecke des Artikels XXXII
Abs. 2 jenes Abkommens als
Annahme des Abkommens ge-
mäß seinem Artikel XXVI
Abs. 4 angesehen.

12. Rumänien kann die vor-
läufige Anwendung des Allge-
meinen Abkommens vor seinem
Beitritt zu diesem gemäß Zif-
fer 11 zurücknehmen; eine der-
artige Zurücknahme wird am
sechzigsten Tag nach dem Tag
wirksam, an dem eine schrift-
liche Mitteilung hierüber beim
Generaldirektor einlangt.

13. Der Generaldirektor über-
mittelt unverzüglich eine be-
glaubigte Abschrift dieses Pro-
tokolls und eine Notifikation
über jede Unterzeichnung des-
selben gemäß Ziffer 9 an jede
Vertragspartei, an die Euro-
päische Wirtschaftsgemeinschaft,
an Rumänien und an jede Re-
gierung, die dem Allgemeinen
Abkommen vorläufig beige-
treten ist.

14. Dieses Protokoll wird nach
Artikel 102 der Satzung der
Vereinten Nationen registriert.

GESCHEHEN zu Genf, am
fünfzehnten Oktober neun-
zehnhunderteinundsiebzig, in
einer einzigen Urschrift in eng-
lischer und französischer
Sprache, wobei beide Texte
authentisch sind.
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Anlage A

PLAN FÜR DIE PERIODI-
SCHEN KONSULTATIO-
NEN ZWISCHEN RU-
MÄNIEN UND DEN VER-
TRAGSPARTEIEN GE-
MÄSS ZIFFER 3 UND ZIF-
FER 5 DES PROTOKOLLS

Die Konsultationen werden
auf der Grundlage von Infor-
mationen durchgeführt, welche
die folgenden Punkte betref-
fen:

i) Rumänische Ausfuhren
a) Die allgemeine Ent-

wicklung und die geo-
graphische Ver-
teilung der rumäni-
schen Ausfuhren nach
den Vertragsparteien
und der gesamten
rumänischen Ausfuh-
ren.

b) Die Entwicklung der
rumänischen Aus-
fuhren bei verschie-
denen Warengruppen
(z. B. landwirtschaft-
liche Waren, Roh-
stoffe, Halbfertig-
waren, Maschinen
und Konsumgüter)
nach den Vertrags-
parteien im Verhält-
nis zur Entwicklung
der gesamten ru-
mänischen Ausfuhren
derselben Waren-
gruppen.

c) Maßnahmen, die Ver-
tragsparteien, die im
Widerspruch zu Ar-
tikel XIII des Allge-
meinen Abkommens
stehende mengen-
mäßige Beschränkun-
gen aufrechterhal-
ten, im Hinblick auf
die Beseitigung dieser
Beschränkungen ge-
mäß Ziffer 3 des Pro-
tokolls ergriffen ha-
ben.

d) Andere Fragen be-
treffend die Ausfuh-
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ren Rumäniens nach
den Vertragsparteien.

ii) Rumänische Einfuhren

a) Die allgemeine Ent-
wicklung und die
geographische Ver-
teilung der rumäni-
schen Einfuhren aus
den Vertragsparteien
und die Entwicklung
der rumänischen Ein-
fuhren aus den Ver-
tragsparteien im Ver-
hältnis zur Entwick-
lung der gesamten
rumänischen Ein-
fuhren.

b) Die Entwicklung der
rumänischen Einfuh-
ren bei verschiedenen
Warengruppen (z. B.
landwirtschaftliche
Waren, Rohstoffe,
Halbfertigwaren, Ma-
schinen und Konsum-
güter) aus den Ver-
tragsparteien im Ver-
hältnis zur Entwick-
lung der gesamten
rumänischen Ein-
fuhren derselben
Warengruppen.

c) Maßnahmen, die Ru-
mänien gemäß den
Bestimmungen der
Liste der Zugeständ-
nisse Rumäniens ge-
troffen hat.

d) Andere Fragen be-
treffend die Ein-
fuhren Rumäniens
aus den Vertrags-
parteien.

iii) Rumäniens Handelsbilanz
mit den Vertragsparteien
und mit allen Ländern
und die Zahlungsbilanz
(Handel, Fremdenverkehr,
Kapitalbewegungen usw.)
mit den Vertragsparteien.
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Anlage B

LISTE LXIX —
RUMÄNIEN

1. Unter Bedachtnahme auf
nachstehende Ziffer 2 wird
Rumänien auf der Grundlage
des gegenseitigen Vorteiles, der
dem Allgemeinen Abkommen
innewohnt, seinen Handel mit
den Vertragsparteien als Ganzes
entwickeln und diversifizieren
und beabsichtigt fest, seine Ein-
fuhren aus Vertragsparteien als
Ganzes in einem Maße zu er-
höhen, das nicht unter dem
Wachstum der gesamten ru-
mänischen Einfuhren liegt, wel-
ches in seinen Fünfjahresplänen
vorgesehen ist.

2. Am 1. Jänner 1973 und
danach an dem Tage, welcher
in Artikel XXVIII Abs. 1 des
Allgemeinen Abkommens näher
bezeichnet ist oder zu jeder
Zeit, falls Rumänien beschließt,
einen Zolltarif einzuführen,
kann Rumänien nach Verhand-
lungen und Zustimmung der
VERTRAGSPARTEIEN seine
Verpflichtung gemäß vorstehen-
der Ziffer 1 modifizieren.
Sollten diese Verhandlungen
zwischen Rumänien und den
VERTRAGSPARTEIEN zu
keiner Übereinstimmung füh-
ren, so steht es Rumänien den-
noch frei, diese Verpflichtung
zu modifizieren. Den Ver-
tragsparteien steht es dann frei,
gleichwertige Verpflichtungen
zu modifizieren.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Vertragswerk für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie und vom Bundes-
minister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik
Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 29. Mai 1972

Der Bundespräsident:

Jonas

Der Bundeskanzler:

Kreisky

Der Bundesminister für Finanzen:
Androsch

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:

Weihs

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:

Staribacher

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Kirchschläger

Die österreichische Ratifikationsurkunde zu vorliegendem Protokoll ist am 26. Juni 1972 beim
GATT-Sekretariat hinterlegt worden; das Protokoll ist von Rumänien am 15. Oktober 1971
unterzeichnet worden.

Kreisky

298.

VEREINBARUNG
zwischen dem Bundesminister für Finan-
zen der Republik Österreich und dem
Schwedischen Finanzministerium über die
Durchführung der Steuerentlastung bei

Dividenden und Zinsen
Der Bundesminister für Finanzen der Republik
Österreich und das Schwedische Finanzministe-

rium

haben, in Ausführung von Artikel 10 und 10 A
des Abkommens vom 14. Mai 1959, zwischen
der Republik Österreich und dem Königreich
Schweden zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkom-
men und vom Vermögen in der Fassung des
dieses Abkommen abändernden Protokolls vom
6. April 1970*) (im folgenden „Abkommen"
genannt) folgendes vereinbart:

I. Allgemeine Bestimmungen
Artikel 1

(1) Als Steuern von Dividenden und Zinsen
im Sinn der Artikel 10 und 10 A des Abkom-
mens gelten derzeit:

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 341/1970
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a) in Österreich die Kapitalertragsteuer samt
Zuschlägen (österreichische Quellensteuer);

b) in Schweden die Kuponsteuer auf Aktien-
dividenden und die staatliche Einkommen-
steuer auf Dividenden von Genossenschafts-
anteilen.

(2) Der Empfänger von Dividenden und Zin-
sen, die in einem der beiden Staaten einer der
in Absatz 1 genannten Steuern unterliegen, hat
Anspruch auf die in den Artikeln 10 und 10 A
des Abkommens vorgesehene Entlastung von
dieser Steuer, sofern er im Zeitpunkt der Fällig-
keit der Einkünfte seinen Wohnsitz im Sinne
von Artikel 2 des Abkommens im anderen Staat
hat.

(3) Der Anspruch auf Steuerentlastung steht
nur jener Person zu, die im Zeitpunkt der Fällig-
keit der Dividenden und Zinsen das Recht zur
Nutzung der diese Erträge abwerfenden Kapital-
anlagen besaß.

(4) Die Entlastung von der österreichischen
Quellensteuer und der schwedischen Kupon-
steuer erfolgt im Rückerstattungsverfahren. Zu-
rückzuerstattende Steuerbeträge werden nicht
verzinst. Die Entlastung von der schwedischen
staatlichen Einkommensteuer erfolgt bei der
Veranlagung dieser Steuer.

II. Rückerstattung der österreichischen Quel-
lensteuer

Artikel 2

(1) Der in Schweden wohnhafte Einkommens-
empfänger hat die Rückerstattung der österrei-
chischen Quellensteuer unter Verwendung des
Formulars R-S 2 schriftlich zu beantragen. Die-
ses Formular kann in Schweden von den Provin-
zialregierungen (länsstyrelserna) bezogen wer-
den.

(2) Der Antrag ist innerhalb von zwei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die
besteuerten Einkünfte fällig geworden sind, bei
der Provinzialregierung des Regierungsbezirks, in
dem der Einkommensempfänger seinen Wohnsitz
hat, in zweifacher Ausfertigung einzureichen.

(3) Entstehen im Lauf eines Kalenderjahres
mehrere Rückerstattungsansprüche, so sind sie
möglichst zusammen in einem Antrag geltend
zu machen. Ansprüche aus zwei Jahren können
in einem Antrag zusammengefaßt werden. Soweit
jedoch die in Österreich wohnhaften Ertrag-
schuldner nicht vom selben Finanzamt zur Kör-
perschaftsteuer veranlagt werden, sind gesonderte
Anträge einzureichen. Die in Betracht kommen-
den Finanzämter sind auf der Rückseite des
Formulars R-S 2 verzeichnet.

(4) Jedem Antrag sind Belege über den Bezug
der Einkünfte anzuschließen. Wird der Antrag
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durch einen Vertreter unterzeichnet, so ist auch
eine Vollmacht des Anspruchsberechtigten (Arti-
kel 1 Absatz 3) beizulegen.

Artikel 3

Der zuständige Veranlagungsintendant der
Provinzialregierung prüft, ob die in Artikel 1
Absatz 2 angegebene Voraussetzung erfüllt ist
und stellt nötigenfalls ergänzende Erhebungen
an. Ist diese Voraussetzung erfüllt, so bestätigt
der Veranlagungsintendant dies auf der ersten
Ausfertigung, die er dem Bundesministerium für
Finanzen zustellt. Die zweite Ausfertigung bleibt
bei der Provinzialregierung.

Artikel 4
(1) Das Bundesministerium für Finanzen über-

mittelt den Antrag an das Finanzamt, das für die
Körperschaftsteuerveranlagung des Schuldners
der Kapitalerträge zuständig ist.

(2) Das in Absatz 1 bezeichnete Finanzamt für
Körperschaften prüft den Antrag auf seine
Berechtigung und seine Richtigkeit. Notwendige
ergänzende Auskünfte und Beweismittel holt es
direkt beim Antragsteller ein. Es entscheidet
über die Durchführung der Rückerstattung.

(3) Das in Absatz 1 bezeichnete Finanzamt
für Körperschaften eröffnet dem Antragsteller
seine Entscheidung schriftlich und überweist den
geschuldeten Rückerstattungsbetrag unter Beach-
tung allfälliger Vorschriften über den gebundenen
Zahlungsverkehr an die im Antrag angegebene
Adresse.

(4) Wird ein Antrag ganz oder teilweise abge-
wiesen, so wird die Entscheidung mit einer
Begründung und einer Rechtsmittelbelehrung
eröffnet.

(5) Gegen die Entscheidung des Finanzamtes
für Körperschaften kann innerhalb eines Monats
nach der Zustellung das Rechtsmittel der Beru-
fung ergriffen werden. Gegen die Berufungs-
entscheidung der Finanzlandesdirektion kann
innerhalb von sechs Wochen von der Zustellung
an Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof
in Wien erhoben werden.

Artikel 5
Die österreichischen Steuerbehörden und der

österreichische Verwaltungsgerichtshof nehmen
Korrespondenzen und Beschwerden von Antrag-
stellern mit Wohnsitz in Schweden nur in deut-
scher Sprache entgegen.

III. Entlastung von den schwedischen Steuern

A. Rückerstattung der Kuponsteuer auf
Aktiendividenden

Artikel 6
(1) Der in Österreich wohnhafte Dividenden-

empfänger hat die Rückerstattung der Kupon-
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Steuer unter Verwendung des Formulars Fi 215
schriftlich zu beantragen. Dieses Formular kann
in Österreich bei den Finanzlandesdirektionen
und in Schweden bei der Reichsstelle für Steuer-
veranlagungsfragen (riksskatteverket) bezogen
werden.

(2) Der Antrag ist innerhalb von zwei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die
besteuerten Dividenden fällig geworden sind,
bei jenem österreichischen Finanzamt in zwei-
facher Ausfertigung einzureichen, das für die
Veranlagung des Antragstellers zu den Steuern
vom Einkommen und vom Vermögen zuständig
ist.

(3) Entstehen im Lauf eines Kalenderjahres
mehrere Rückerstattungsansprüche, so sind sie
möglichst zusammen in einem Antrag geltend
zu machen. Ansprüche aus zwei Jahren können
in einem Antrag zusammengefaßt werden.

(4) Jedem Antrag sind Belege über den Bezug
der Dividenden und den Abzug der Kuponsteuer
anzuschließen. Gibt der Antragsteller an, daß er
im Zeitpunkt der Fälligkeit der Dividenden in
Schweden keine Betriebstätte hatte oder daß die
Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt wer-
den, nicht tatsächlich zu einer solchen Betrieb-
stätte gehörte, ist — auf Verlangen — die Angabe
von einer Bank oder einer anderen Person, die
die Geschäftsverhältnisse des Antragstellers
kennt, zu bestätigen. Wird der Antrag durch
einen Vertreter unterzeichnet, so ist auch eine
Vollmacht des Anspruchsberechtigten (Artikel 1
Absatz 3) beizulegen.

Artikel 7

Das zuständige österreichische Finanzamt
prüft, ob die in Artikel 1 Absatz 2 angegebene
Voraussetzung erfüllt ist und stellt nötigenfalls
ergänzende Erhebungen an. Ist diese Voraus-
setzung erfüllt, so bestätigt das Finanzamt dies
auf der für die schwedischen Steuerbehörden
bestimmten ersten Ausfertigung, die zweite
Ausfertigung verbleibt beim Finanzamt.

Artikel 8

(1) Die für die schwedischen Steuerbehörden
bestimmte Ausfertigung wird im Weg des Bundes-
ministeriums für Finanzen der Reichsstelle für
Steuerveranlagungsfragen (riksskatteverket) zu-
gestellt.

(2) Die Reichsstelle für Steuerveranlagungs-
fragen prüft den Antrag auf seine Berechtigung
und seine Richtigkeit. Notwendige ergänzende
Auskünfte und Beweismittel holt sie direkt beim
Antragsteller ein. Sie entscheidet über die Durch-
führung der Rückerstattung.
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(3) Die Reichsstelle für Steuerveranlagungs-
fragen eröffnet dem Antragsteller ihre Entschei-
dung schriftlich und überweist den geschuldeten
Rückerstattungsbetrag unter Beachtung allfälli-
ger Vorschriften über den gebundenen Zahlungs-
verkehr an die im Antrag angegebene Adresse.

(4) Wird ein Antrag ganz oder teilweise abge-
wiesen, so wird die Entscheidung mit einer
Begründung und einer Rechtsmittelbelehrung
eröffnet.

(5) Gegen Entscheidungen über die Rückerstat-
tung der Kuponsteuer stehen dem Antragsteller
die in der schwedischen Gesetzgebung für diese
Steuer vorgesehenen Rechtsmittel zu.

B. En t las tung von der staat l ichen Ein-
kommensteuer auf Dividenden von Ge-

nossenschaftsantei len

Artikel 9

(1) Der in Österreich wohnhafte Empfänger
von Dividenden von Genossenschaftsanteilen
hat die in Artikel 10 des Abkommens vorgesehene
Entlastung von der staatlichen Einkommensteuer
schriftlich zu beantragen. Die Antragstellung
kann formlos erfolgen. Sie soll jedoch sinngemäß
die im Formular Fi 215 (Artikel 6 Absatz 1)
geforderten Angaben enthalten.

(2) Der Antrag ist innerhalb von zwei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die
besteuerten Dividenden fällig geworden sind,
bei jenem österreichischen Finanzamt in zwei-
facher Ausfertigung einzureichen, das für die
Veranlagung des Antragstellers zu den Steuern
vom Einkommen und vom Vermögen zuständig
ist. Artikel 6 Absätze 3 und 4 und Artikel 7
sind mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden,
daß die mit der Bestätigung des Finanzamtes
versehene Ausfertigung dem Antragsteller aus-
gefolgt wird.

(3) Der Antragsteller hat die mit der finanzamt-
lichen Bestätigung versehene Antragsausfertigung
bei dem schwedischen Steuerausschuß (taxerings-
nämnd) einzureichen, der für die Veranlagung
des Dividendenempfängers zur staatlichen Ein-
kommensteuer für die Dividenden zuständig ist.
Der Antrag kann auch innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die be-
steuerten Dividenden fällig geworden sind, bei
der Behörde eingereicht werden, die Beschwerden
gegen diese Veranlagung entgegenzunehmen hat.

(4) Die zuständige schwedische Steuerbehörde
entscheidet unter sinngemäßer Anwendung von
Artikel 8 Absätze 2 und 4 über den Antrag.

(5) Gegen die Entscheidung der schwedischen
Steuerbehörde stehen dem Dividendenempfänger
die in der schwedischen Veranlagungsverordnung
vom 23. November 1956 und dem schwedischen
Verwaltungsprozeßgesetz vom 4. Juni 1971
vorgesehenen Rechtsmittel zu.
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Artikel 10

Die schwedischen Steuerbehörden nehmen
Korrespondenzen und Beschwerden betreffend
die Artikel 6 bis 9 von Antragstellern in Öster-
reich in schwedischer oder deutscher Sprache
entgegen.

IV. Schlußbestimmungen

Artikel 11

(1) Diese Vereinbarung tritt 60 Tage, nachdem
ihre Unterzeichnung abgeschlossen ist, in Kraft
und ihre Bestimmungen sind auf jene Besteue-
rungsfälle anzuwenden, hinsichtlich derer das
Abkommen vom 14. Mai 1959 zwischen der
Republik Österreich und dem Königreich Schwe-
den zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf
dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und
vom Vermögen in der Fassung des dieses Abkom-
men abändernden Protokolles vom 6. April 1970
wirksam ist. Auf diese Besteuerungsfälle findet
die Vereinbarung vom 13. und 22. Februar 1960
zwischen dem Bundesministerium für Finanzen
der Republik Österreich und dem Königlich
Schwedischen Finanzministerium über die Durch-
führung der Entlastung von den im Abzugsweg
an der Quelle erhobenen Steuern von Einkünften
aus beweglichem Kapitalvermögen keine Anwen-
dung mehr.

(2) Die Vereinbarung kann von jedem der
beiden Vertragsteile mindestens sechs Monate vor
Ablauf eines Kalenderjahres gekündigt werden;
sie erlischt im Fall einer solchen Kündigung mit
Ablauf des Kalenderjahres. Begehren um Ent-
lastung von Steuern, die vor dem letztgenannten
Zeitpunkt eingereicht worden sind, sollen indes-
sen noch nach dem in der vorliegenden Verein-
barung vorgesehenen Verfahren erledigt werden.
Sobald eine Kündigung erfolgt ist, sollen unver-
züglich Verhandlungen über den Abschluß einer
neuen Vereinbarung aufgenommen werden.

GESCHEHEN in zweifacher Urschrift in
deutscher und schwedischer Sprache, wobei beide
Texte authentisch sind.

Wien, den 14. März 1972

Für den Bundesminister für Finanzen:

Dr. Twaroch

Stockholm, den 17. April 1972

Für das Schwedische Finanzministerium:

Malmgren

Die vorliegende Vereinbarung ist gemäß ihrem Art. 11 Abs. 1 am 16. Juni 1972 in
Kraft getreten.

Kreisky
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